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Satzung des 4pi - Solutions e.V. 

 
 
 

§ 1 Name, Sitz 
(1) Der Verein führt den Namen „4pi - Solutions e.V.“. 
(2) Der Verein hat seinen Sitz in Leonberg und ist in das Vereinsregister einzutragen. 

 

§ 2 Zweck des Vereins 
(1) Zweck des Vereins ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung, die Förderung der Bildung 

in den Bereichen Klima und Energie sowie die Förderung des Umweltschutzes. Der Verein hat einen 
interdisziplinären Expertenrat, der über einschlägiges Wissen in den Bereichen 
Klimawissenschaften, Energieerzeugung, Mobilität, Architektur und Bau, Forstwirtschaft, 
Landwirtschaft, Materialwissenschaften, industrielle Prozesse, Entwicklungszusammenarbeit, 
menschliches Verhalten und Psychologie verfügt. 

(2) Durch die Arbeit des Vereins sollen Technologieoffenheit und Innovationen propagiert und 
Unternehmergeist gefördert (z.B. Förderung von Start-Ups im Bereich Klima und Energie), 
erfolgsversprechende Projekte mit globaler Wirksamkeit gegen die Folgen des Klimawandels und 
der Energiewende initiiert werden, sowie die Allgemeinheit verständlich und sachlich darüber 
informiert werden. 

(3) Die Arbeit des Expertenrates wird zum einen die Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben (z.B. Förderung von Forschungsprojekten), sowie wissenschaftlicher 
Analysen und Workshops zum Thema Klimawandel und Energiewende beinhalten, um global 
wirksame, ganzheitliche und sozial verträgliche Lösungsansätze und Maßnahmen für den 
Klimaschutz und die anstehende Energiewende zu definieren und erarbeiten. In der Folge werden 
die erarbeiteten Ergebnisse in die öffentliche Debatte eingebracht. Sie werden u.a. durch 
Veröffentlichungen (Verfassen von Sachbüchern, Publikationen in diversen Leitmedien), 
Newsletter, den Betrieb einer Homepage, einem YouTube Kanal, Veröffentlichung von 
Zeitungsartikeln sowie kostenlose Symposien für den Bürger der Allgemeinheit zur Verfügung 
gestellt. 

(4) Die Arbeit im Verein erfolgt durch den persönlichen Einsatz der Vereinsmitglieder.  
 

§ 3 Gemeinnützigkeit 
(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts 

„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht 
in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(2) Die Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins, keine Anteile am Überschuss und auch keine 
sonstigen Zuwendungen. Vereinsämter sind ehrenamtlich auszuüben. 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

§ 4 Mitgliedschaft 
(1) Mitglied des Vereins können volljährige natürliche Personen sowie juristische Personen und 

Personengesellschaften werden. 
(2) Vereinsmitglied kann werden, wer sich zum Vereinszweck bekennt und regelmäßig den von der 

Mitgliederversammlung festgelegten Beitrag leistet. Die Fördermitgliedschaft beginnt mit Erklärung 
gegenüber dem Verein. 

(3) Die Aufnahme als Mitglied in den Verein ist per E-Mail oder über das virtuelle Antragsformular auf 
der Homepage zu beantragen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag mit absoluter 
Mehrheit nach freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber dem 
Antragsteller nicht begründen. 

(4) Im Falle der Ablehnung des Aufnahmeantrages kann der Bewerber um die Mitgliedschaft die 
Mitgliederversammlung des Vereins anrufen, die dann endgültig über die Aufnahme entscheidet. 
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(5) Auf Vorschlag des Vorstands kann die Mitgliederversammlung Mitglieder oder sonstige Personen, 
die sich um den Verein besonders verdient gemacht haben, zu Ehrenmitgliedern auf Lebenszeit 
ernennen. Ihnen stehen dieselben Rechte wie aktiven Mitgliedern zu. 

(6) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Erlöschen der Rechtspersönlichkeit bei juristischen Personen, 
Austritt oder Ausschluss aus dem Verein. 

(7) Der Austritt eines Mitglieds erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Der 
Austritt kann nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres erklärt werden. 
Bei Vorliegen wichtiger Gründe kann das Mitglied die Beendigung der Mitgliedschaft schon vor 
Ablauf des Kalenderjahres beantragen. Der Vorstand beschließt über einen solchen Antrag mit 
einfacher Mehrheit. Die Rückzahlung von Mitgliedsbeiträgen ist ausgeschlossen. 

(8) Ein Mitglied kann durch den Vorstand, der hierüber Beschluss zu fassen hat, aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere 
vor, wenn das Mitglied 

a. den Jahresmindestbeitrag trotz schriftlicher Mahnung mit einer Fristsetzung von 
mindestens vier Wochen nicht bezahlt hat; 

b. schuldhaft das Ansehen des Vereins geschädigt oder sonst gegen seine Ziele und 
Interessen schwerwiegend verstoßen hat; 

c. das Mitglied durch sein Verhalten oder öffentliche Äußerungen den Vereinszwecken 
zuwiderhandelt, insbesondere durch die Vertretung von Positionen, die im eklatanten 
Widerspruch zu gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnissen stehen. 

d. in seiner Person einen sonstigen wichtigen Grund verwirklicht. 
(9) Vor Beschlussfassung über die Ausschließung ist dem auszuschließenden Mitglied Gelegenheit zur 

Stellungnahme zu geben. Der Ausschließungsbeschluss ist schriftlich zu fassen und zu begründen 
und dem Mitglied schriftlich zuzusenden. Gegen die Ausschließung kann das auszuschließende 
Mitglied die nächste anstehende Mitgliederversammlung anrufen, die über den endgültigen 
Ausschluss entscheidet. Bis zur Entscheidung der Mitgliederversammlung ruhen in diesem Fall ab 
dem Zeitpunkt der Beschlussfassung durch den Vorstand die Mitgliedschaftsrechte des 
auszuschließenden Mitglieds. 
 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 
(1) Die Mitgliederversammlung beschließt in Form einer Beitragsordnung die Höhe der jährlichen 

Mindestbeiträge auf Grundlage eines Vorschlags des Vorstands. Bei Eintritt während des laufenden 
Geschäftsjahres wird der Beitrag anteilig berechnet.  

(2) Die Festsetzung der Fälligkeit und Zahlungsweise des Beitrages obliegt dem Vorstand. 
(3) Die Mitgliederversammlung kann eine Beitragsordnung verabschieden, die Art, Umfang und 

Fälligkeit der Beitragsleistungen regelt. 
 

§ 6 Pflichten der Mitglieder, Kommunikation 
(1) Mit dem Antrag auf Mitgliedschaft erkennen die Mitglieder den Inhalt der Satzung und der sonstigen 

Vereinsordnungen an. Die Mitglieder sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins zu 
unterstützen sowie die Beschlüsse und Anordnungen der Vereinsorgane zu befolgen. 

(2) Die Mitglieder entrichten Beiträge in Geld an den Verein. Das Nähere – insbesondere die Höhe der 
Beiträge und ihre Fälligkeit – beschließt die Mitgliederversammlung in der Beitragsordnung des 
Vereins.  

(3) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Vorstand eine ladungsfähige postalische Anschrift sowie eine 
E-Mail-Adresse mitzuteilen und den Vorstand über jede Änderung ihres Namens und/oder ihrer 
Adressdaten unverzüglich zu informieren. 

(4) Sofern in dieser Satzung nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, können Vorstand und 
Mitglieder sämtliche Erklärungen und alle sonstige Kommunikation neben der Schrift- auch in 
Textform per E-Mail abgeben. Erklärungen und Kommunikation der Mitglieder per E-Mail an den 
Verein und/oder den Vorstand können wirksam nur an die auf der Vereinshomepage genannten E-
Mailadressen des Vorstands oder der Geschäftsstelle erfolgen. 

 

§ 7 Organe des Vereins 
Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 
 

§ 8 Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist oberstes Organ des Vereins. In der Mitgliederversammlung hat jedes 

Mitglied gleiches Stimm- und Wahlrecht.  
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(2) Zur Ausübung des Stimmrechts kann ein anderes Mitglied des Vereins bevollmächtigt werden. Die 
Bevollmächtigung ist für jede Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch 
nicht mehr als drei fremde Stimmen vertreten. 
 

§ 9 Aufgaben der Mitgliederversammlung 
(1) Die Mitgliederversammlung ist grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern spezielle Aufgaben 

gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden.  
(2) Die Mitgliederversammlung entscheidet insbesondere über: 

a) alle durch den Vorstand erarbeiteten und vorgelegten Geschäftsordnungen des Vereins; 
b) Entgegennahme und Genehmigung des Jahresberichts des Vorstands; 
c) Entlastung des Vorstandes und der Kassenprüfer; 
d) Strategie und Aufgaben des Vereins; 
e) Grundlegende Entscheidungen für die Förderpolitik des Vereines; 
f) Aufnahmen von Darlehen; 
g) Änderung der Satzung; 
h) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer; 
i) Festsetzung der Höhe der Aufnahmegebühr und des Jahresmindestbeitrages; 
j) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrages 

sowie die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss durch den Vorstand; 
k) Auflösung des Vereins und die Verwendung des Vereinsvermögens nach Maßgabe des § 

16 Abs. 2.; 
 

§ 10 Beratung und Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Außerdem muss eine 

Mitgliederversammlung einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn 
mindestens 1/10 der Mitglieder die Einberufung schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe verlangt. 

(2) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den ersten Vorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung durch den zweiten Vorsitzenden. Die Einberufung muss mindestens zwei Wochen 
vor dem Tag der Versammlung unter Angabe der Tagesordnung schriftlich oder per E-Mail erfolgen. 
Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung der Einberufung folgenden Tag. 

(3) Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle 
Mitgliederversammlung abgehalten werden. Auch eine Kombination von Präsenzversammlung und 
virtueller Versammlung ist möglich. Die erforderlichen Zugangsdaten für die Teilnahme an virtuellen 
Versammlungen werden dem Mitglied spätestens einen Tag vor Beginn der Veranstaltung 
mitgeteilt. 

(4) Längstens bis eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung kann jedes Mitglied beim 
Vorstand per E-Mail die Ergänzung der Tagesordnung um weitere Angelegenheiten, nicht jedoch 
Satzungsänderungen, beantragen. Die Tagesordnung ist zu Beginn der Mitgliederversammlung 
durch den Versammlungsleiter entsprechend zu ergänzen.  

(5) Über Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt 
werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit von 
drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

(6) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden des Vorstands, bei dessen Verhinderung von 
einem Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von einem durch die Mitgliederversammlung zu 
wählenden Versammlungsleiter geleitet. 

(7) Jede ordnungsgemäß geladene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig. Die 
Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit 
durch Gesetz oder diese Satzung keine abweichenden Mehrheiten vorgeschrieben sind. 
Enthaltungen werden als nicht erschienene Stimmen gewertet. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 
als abgelehnt.  

(8) Beschlüsse können auch schriftlich im Umlaufverfahren gefasst werden. Dazu wird die 
Beschlussvorlage allen Mitgliedern per Post oder per E-Mail mit einer Frist von 2 Wochen zur 
Stimmabgabe vorgelegt. Stimmabgaben, die nicht bis zum Ende der Frist beim Verein eingehen, 
gelten als Enthaltungen.  

(9) Die Art der Abstimmung (offen/geheim) wird grundsätzlich vom Versammlungsleiter bestimmt. 
Sofern ein Fünftel der erschienenen Mitglieder dies verlangt, erfolgt die Abstimmung schriftlich und 
geheim. Eine geheime Abstimmung ist im Falle einer virtuellen/hybriden Mitgliederversammlung 
durch eine anonyme Online-Abstimmung abzuhalten. Das Tool zur Online-Abstimmung muss die 
Möglichkeit der Bevollmächtigung gem. § 8 (2) berücksichtigen. 

(10) En-bloc-Wahl ist zulässig. 
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(11) Über jede Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu errichten, das vom jeweiligen 
Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
 

§ 11 Vorstand, Bestellung des Vorstands 
(1) Der Vorstand besteht aus fünf Mitgliedern.  
(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je zwei Mitglieder des Vorstands gemeinsam 

vertreten. 
(3) Die Mitglieder des Vorstands werden von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von drei Jahren, 

gerechnet von der Wahl an, einzeln gewählt. Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. 
Der Vorsitzende wird von der Mitgliederversammlung in einem besonderen Wahlgang bestimmt. 
Die Mitglieder des Vorstandes bleiben so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt worden ist. 
Scheidet ein Mitglied des Vorstands während der Amtsperiode aus, so können die verbleibenden 
Vorstandsmitglieder ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen 
benennen. 

(4) Die vorzeitige Abberufung eines Mitglieds durch die Mitgliederversammlung ist zulässig. 
(5) Mitglieder des Vorstands können nur Mitglieder des Vereins sein; mit der Mitgliedschaft im Verein 

endet auch die Mitgliedschaft im Vorstand.  
 

§ 12 Aufgaben des Vorstands 
Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung 
oder zwingende gesetzliche Vorschriften einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Der 
Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins. Er hat dabei vor allem folgende Aufgaben: 

a) Vorbereitung und Durchführung von Fördermaßnahmen für wissenschaftliche 
Veranstaltungen und Forschungsvorhaben; 

b) Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnungen; 
c) Einberufung der Mitgliederversammlung; 
d) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung; 
e) Verwaltung des Vereinsvermögens und Anfertigung des Jahresberichts; 
f) Unterrichtung der Mitglieder über die Vereinsangelegenheiten, insbesondere durch 

Erstellung eines Jahresberichtes; 
g) Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

§ 13 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 
(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zu Vorstandssitzungen zusammen. Die Sitzungen werden vom 

1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, schriftlich oder per E-Mail 
einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. Eine Mitteilung der 
Tagesordnung ist nicht erforderlich. 

(2) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in den Vorstandssitzungen. Der Vorstand ist 
beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder anwesend sind. Der Vorstand fasst 
seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
1. Vorsitzenden. Bei dessen Abwesenheit entscheidet die Stimme des 2. Vorsitzenden. 

(3) Ein Vorstandsbeschluss kann auf schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle 
Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung erklären. 

(4) Über die Beschlüsse des Vorstands ist ein Protokoll zu führen, das durch den Protokollführer sowie 
vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder einem anderen 
Mitglied des Vorstandes zu bestätigen ist. 
 

§ 14 Kassenprüfer 
Die Mitgliederversammlung wählt bis zu zwei Kassenprüfer für eine Amtsdauer von drei Jahren. 
Gewählte Kassenprüfer dürfen nicht dem Vorstand angehören. 
 

§ 15 Satzungsänderungen 
(1) Über Satzungsänderungen kann in der Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn auf 

diesen Tagesordnungspunkt bereits in der Einladung zur Mitgliederversammlung hingewiesen 
wurde und der Einladung der bisherige und der vorgesehene neue Satzungstext beigefügt sind. 

(2) Für den Beschluss über Satzungsänderungen ist eine Dreiviertelmehrheit der erschienenen 
Vereinsmitglieder erforderlich. Ein Beschluss über die Änderung des Zwecks oder die Auflösung 
des Vereins bedürfen einer Mehrheit von neun Zehnteln der anwesenden Mitglieder. Über die 
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Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens mit dieser Tagesordnung einberufenen 
Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

(3) Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt unter Übersendung der geänderten 
Satzung anzuzeigen. Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der zuständigen 
Registerbehörde oder vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt 
und bedürfen keiner Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern 
spätestens mit der Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung mitzuteilen. 
 

§ 16 Geschäftsjahr, Rechnungsprüfer 
(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
(2) Die Kasse des Vereins wird jedes Jahr durch einen oder mehrere von der Mitgliederversammlung 

gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer prüfen, ob die Verwendung der Vereinsmittel den 
Haushaltsansätzen entsprach und die Buchführung des Vereins ordnungsgemäß erfolgte. Hierüber 
haben die Kassenprüfer der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. 
 

§ 17 Auflösung des Vereins, Beendigung aus anderen Gründen, Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke 
(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind der Vorsitzende des Vorstands und sein Stellvertreter 

gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, falls die Mitgliederversammlung keine anderen 
Personen beruft. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere 
steuerbegünstigte Körperschaft, zwecks Verwendung für die Förderung von Wissenschaft und 
Forschung, die Förderung der Bildung in den Bereichen Klima und Energie sowie die Förderung 
des Umweltschutzes, entsprechend dem oben genannten Vereinszweck. 

(3) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend, wenn dem Verein die Rechtsfähigkeit 
entzogen wurde. 
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